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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1966 Ausgegeben am 8. Juli 1966 40. Stück

104. Bundesgesetz: Pressegesetznovelle 1966
105. Bundesgesetz: Fristengesetznovelle 1966
106. Bundesgesetz: Sonderregelung zum Bundesgesetz über Wohnungsbeihilfen für das Geschäfts-

jahr 1966
1 0 7 . Bundesgesetz: 4. Zolltarifgesetznovelle
108. Bundesgesetz: Abänderung und Ergänzung der Bestimmungen des Bundesgesetzes, mit dem

die Tätigkeit der Klubs der wahlwerbenden Parteien im Nationalrat erleichtert
wird

1 0 4 . Bundesgesetz vom 8. Juni 1966,
mit dem das Bundesgesetz über die Presse

ergänzt wird (Pressegesetznovelle 1966)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 7. April 1922, BGBl.
Nr. 218, über die Presse, in seiner derzeit gel-
tenden Fassung, wird ergänzt wie folgt:

1. Dem ersten Absatz des § 20 wird folgender
Satz angefügt:

„Wird aber das Druckwerk im Inland nicht ge-
druckt und erscheint es auch nicht im Inland,
so hat jeder inländische Auslieferer, der das
Druckwerk in mindestens 500 Exemplaren im
Inland zu verbreiten beginnt, mit Beginn der
Verbreitung je ein Pflichtstück beim Staatsanwalt
und bei der Behörde (§ 11) des inländischen
Auslieferungsortes abzuliefern."

2. Nach § 39 werden folgende Bestimmungen
eingefügt:

„§ 39 a. Ist die Beschlagnahme nach § 37
Abs. 3 oder 4 erloschen oder ist das Strafverfahren
oder selbständige Verfahren rechtskräftig been-
det worden, ohne daß auf Verfall erkannt
wurde, so steht bei periodischen Druckschriften
dem Eigentümer (Unternehmer), bei anderen
Druckwerken dem Verleger ein Anspruch auf
Ersatz der durch die Beschlagnahme erlittenen
vermögensrechtlichen Nachteile zu. Die Ersatz-
pflicht trifft den Bund.

§ 39 b. (1) Der Geschädigte hat zunächst den
Bund zur Anerkennung des von ihm begehrten
Entschädigungsbetrages schriftlich aufzufordern.
Die Aufforderung ist bei sonstigem Verlust des
Anspruchs binnen drei Monaten, nachdem die

Beschlagnahme erloschen ist, sofern aber ein
Strafverfahren oder selbständiges Verfahren
eingeleitet worden ist, binnen drei Monaten
nach dessen rechtskräftiger Beendigung an die
Finanzprokuratur zu richten.

(2) Kommt dem Geschädigten die Erklärung
der Finanzprokuratur nicht binnen drei Monaten
zu, nachdem diese die Aufforderung erhalten
hat, oder wird innerhalb dieser Frist die Ent-
schädigung zur Gänze oder zum Teil verweigert,
so kann er den Entschädigungsanspruch durch
Klage gegen den Bund geltend machen.

§ 39 c. Der Entschädigungsanspruch verjährt
in drei Monaten nach Ablauf des Tages, an dem
dem Geschädigten die ablehnende Erklärung der
Finanzprokuratur zu eigenen Handen zugestellt
worden oder die dreimonatige Erklärungsfrist
abgelaufen ist.

§ 39 d. Ausländern steht ein Ersatzanspruch
nach § 39 a nur insoweit zu, als die Gegenseitig-
keit verbürgt ist. Sofern diese Gegenseitigkeit
nicht in kundgemachten Staatsverträgen fest-
gelegt oder im Bundesgesetzblatt kundgemacht
ist, daß die Gegenseitigkeit nach den innerstaat-
lichen Vorschriften des fremden Staates verbürgt
ist, hat das Gericht eine Erklärung des Bundes-
ministeriums für Justiz einzuholen; sie ist für
das Gericht bindend.

§ 39 e. (1) Ist die Beschlagnahme auf Antrag
eines Privatanklägers verfügt worden und hat
dieser sie wider besseres Wissen herbeigeführt oder
ist der Privatankläger von der Strafverfolgung
zurückgetreten, so kann der Bund, wenn er dem
Geschädigten nach § 39 a Ersatz geleistet hat,
vom Privatankläger Rückersatz begehren.

(2) Rückersatzansprüche nach Abs. 1 verjäh-
ren in sechs Monaten nach Ablauf des Tages, an
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dem der Bund den Ersatzanspruch dem Geschä-
digten gegenüber anerkannt hat oder rechts-
kräftig zum Ersatz verurteilt worden ist.

(3) Der Privatankläger kann dem Anspruch
auf Rückersatz alle Einwendungen entgegen-
setzen, die der Bund nicht ausgeführt hat, und
sich dadurch von dem Rückersatz in dem Maße
befreien, als diese Einwendungen, wenn von
ihnen gehörig Gebrauch gemacht worden wäre,
eine andere Entscheidung über das Schaden-
ersatzbegehren veranlaßt haben würden.

§ 39 f. (1) Zur Entscheidung über die Klage
des Geschädigten gegen den Bund auf Ersatz
und des Bundes gegen den Privatankläger auf
Rückersatz ist das mit der Ausübung der Ge-
richtsbarkeit in bürgerlichen Rechtssachen be-
traute Landesgericht, in dessen Sprengel die Be-
schlagnahme angeordnet wurde, ausschließlich
zuständig. Für diesen Anwendungsbereich er-
streckt sich der Sprengel des Landesgerichtes auf
das Bundesland, in dem sich das Landesgericht
befindet. Wenn die Beschlagnahme in Wien oder
Niederösterreich verfügt wurde, ist das Landes-
gericht für Zivilrechtssachen Wien zuständig.

(2) Die Gerichtsbarkeit wird ohne Rücksicht
auf den Wert des Streitgegenstandes durch
Senate ausgeübt.

§ 39 g. (1) Erachtet der beklagte Bund den
Privatankläger für den Rückersatzanspruch haft-
bar, so hat er diesem den Streit zu verkünden
(§ 21 ZPO.). Der Privatankläger kann dem
Rechtsstreit als Nebenintervenient beitreten
(§ 17 ZPO.).

(2) In der Klage gegen den Privatankläger
auf Rückersatz kann der Bund beantragen, daß
gegen den Beklagten ein Zahlungsauftrag (Man-
dat) erlassen werde. Über diesen Antrag ist in
sinngemäßer Anwendung der §§ 550 bis 554
ZPO. zu erkennen.

§ 39 h. Die Bestimmungen des Amtshaftungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 20/1949, werden durch die
§§ 39 a bis 39 g nicht berührt."

Artikel II

Die Bestimmungen der §§ 39 a bis 39 h des
Bundesgesetzes über die Presse in der Fassung
des Artikels I dieses Bundesgesetzes sind nur
anzuwenden, wenn die Beschlagnahme des
Druckwerkes nach dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes angeordnet worden ist.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Justiz betraut.

Jonas
Klaus Klecatsky

1 0 5 . Bundesgesetz vom 8. Juni 1966,
mit dem das Bundesgesetz vom 2. Juli 1947,
BGBl. Nr. 193, über die Zulässigkeit der ge-
richtlichen Geltendmachung verjährter
Rechte neuerlich geändert wird (Fristen-

gesetznovelle 1966)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 2. Juli 1947, BGBl.
Nr. 193, über die Zulässigkeit der gerichtlichen
Geltendmachung verjährter Rechte in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 90/1952 und
BGBl. Nr. 156/1956 (Fristengesetz) wird in fol-
gender Weise geändert:

1. Im § 1 Abs. 1 Z. 1, 2, 3 a und 3 b treten
an die Stelle der Worte „b is au f w e i t e r e s "
die Worte „spätestens am 31. Dezember 1967".

2. Im § 1 Abs. 1 Z. 4 und 5 werden je als
Schlußworte angefügt „jedoch nicht mehr nach
dem 31. Dezember 1967;". An die Stelle der bis-
her abschließenden Strichpunkte treten Beistriche.

Artikel II

(1) Wurde mit dem Verfahren über eine Klage
gemäß § 2 Abs. 1 des Fristengesetzes innegehal-
ten, so ist, wenn der Kläger den Antrag auf Auf-
nahme des Verfahrens vor dem 1. Jänner 1968
stellt, in dem aufgenommenen Verfahren auf die
Einrede der Verjährung und auf den Ablauf einer
sonstigen im § 1 des Fristengesetzes bezeichneten
Frist nicht Bedacht zu nehmen. In der Frist zur
Stellung des Antrages werden die Tage des Post-
laufes nicht eingerechnet.

(2) Wurde mit dem Verfahren über eine bei
einem Gerichtshof angebrachte Klage gemäß § 2
Abs. 1 des Fristengesetzes innegehalten und die
Klage bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
nicht zugestellt (§ 232 Zivilprozeßordnung), so
hat der Gerichtshof, falls ein Antrag auf Fort-
setzung des Verfahrens gestellt wird, die Klage
von Amts wegen an das zuständige Bezirks-
gericht zu überweisen, wenn nach den Vor-
schriften des Bundesgesetzes vom 4. Juli 1963,
BGBl. Nr. 176, über die Änderung von Wert-
grenzen im zivilgerichtlichen Verfahren nicht
mehr der Gerichtshof, sondern das Bezirksgericht
zuständig wäre.

Artikel III
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

das Bundesministerium für Justiz, insoweit die
Bestimmungen des § 1 Abs. 1 Z. 3 a und 3 b des
Fristengesetzes betroffen werden, im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Finanzen
betraut.

Jonas
Klaus Klecatsky Schmitz
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1 0 6 . Bundesgesetz vom 8. Juni 1966,
mit dem zum Bundesgesetz über Wohnungs-
beihilfen für das Geschäftsjahr 1966 eine

Sonderregelung getroffen wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

In Abänderung der Vorschriften des § 12
Abs. 3 des Bundesgesetzes über Wohnungsbei-
hilfen, BGBl. Nr. 229/1951, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 163/1956, BGBl. Nr.
292/1957, BGBl. Nr. 90/1960, BGBl. Nr. 305/
1960, BGBl. Nr. 120/1961 und BGBl. Nr. 320/
1961, gilt für das Geschäftsjahr 1966 nach-
stehende Regelung:

Die für das Geschäftsjahr 1966 eingegangenen
Beiträge nach § 12 Abs. 1 verbleiben nach Ab-
zug der Vergütung für die Krankenversiche-
rungsträger gemäß § 12 Abs. 2 und nach Ab-
zug des die Sozialversicherungsträger und die
Arbeitslosenversicherung belastenden Aufwandes
an Wohnungsbeihilfen dem Bund. An die Träger
der Sozialversicherung sind aus den Eingängen an
Beiträgen entsprechende, ihrem Aufwand an
Wohnungsbeihilfen angemessene Vorschüsse zu
leisten.

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Jonas
Klaus Rehor

107 . Bundesgesetz vom 8. Juni 1966,
mit dem das Zolltarifgesetz 1958 neuerlich
abgeändert wird (4. Zolltarifgesetznovelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der mit dem Zolltarifgesetz 1958, BGBl.
Nr. 74, erlassene Zolltarif, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 169/1961, BGBl.
Nr. 123/1963 und BGBl. Nr. 278/1964, wird
nach Maßgabe der einen Bestandteil dieses Bun-
desgesetzes bildenden Anlage abgeändert.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Bundesministerien
betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

Anlage
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1 0 8 . Bundesgesetz vom 15. Juni 1966, wo-
mit Bestimmungen des Bundesgesetzes, mit
dem die Tätigkeit der Klubs der wahlwerben-
den Parteien im Nationalrat erleichtert wird,

abgeändert und ergänzt werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 26. November 1963,
BGBl. Nr. 286, mit dem die Tätigkeit der Klubs
der wahlwerbenden Parteien im Nationalrat er-
leichtert wird, wird abgeändert wie folgt:

1. § 1. Zur Erfüllung ihrer parlamentarischen
Aufgaben haben die Abgeordnetenklubs des
Nationalrates (§ 13 des Bundesgesetzes vom
6. Juli 1961, BGBl. Nr. 178, betreffend die Ge-
schäftsordnung des Nationalrates) Anspruch auf
einen Beitrag zur Deckung der ihnen daraus
erwachsenden Kosten.

2. Der § 2 hat zu lauten:

„§ 2. (1) Dieser Beitrag hat dem Jahresbrutto-
bezug von zwei Vertragsbediensteten des Bundes

der Entlohnungsgruppe a, Entlohnungsstufe 20,
einschließlich der Sonderzahlungen und von
zwei Vertragsbediensteten des Bundes der Ent-
lohnungsgruppe d, Entlohnungsstufe 21, ein-
schließlich der Sonderzahlungen zu entsprechen.

(2) Außerdem gebührt jedem Klub im Sinne
des § 13 des Bundesgesetzes vom 6. Juli 1961,
BGBl. Nr. 178, für je angefangene zehn Abge-
ordnete ein Beitrag in der Höhe des Jahres-
bruttobezuges eines Vertragsbediensteten des
Bundes der Entlohnungsgruppe a, Entlohnungs-
stufe 20."

3. § 3 hat zu lauten:
„§ 3. Die Beiträge nach dem § 2 sind den

Klubs vierteljährlich jeweils im vorhinein anzu-
weisen."

Artikel II
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,

soweit diese nicht dem Präsidenten des National-
rates obliegt, der Bundesminister für Finanzen
betraut.

Jonas
Klaus Schmitz


